
.1111 der Beilagen zu den stenographische'n Protokollen des NationalratesXI. GP. 

Bericht 
des Finanz- lJo,d Budt;~ta\l~schusses 

über die Regierungsvorlage (106(~ der Bei .. 
lagen): Bundesgesetz, betreffend die För ... 
derung der Finanzierung von Entwicklungs .. 

und ErnellerungsinvestitiQnen 

Die Bl,lnd~sregi(?rl,l,ng !tat am ~7. November 
1 %~ den ol?glln,annte!1 GeS(jtz;entwu~f il1l 
Nationalrat ~ingep1Cach.t, d(?~ d~e Schaff4ng eine$ 
Entwicklungs- und Erneuerungsfonds zur Qber~ 
nahme von ßürgSPtaften für Jnvestitio{lskredite 
zum lnhalt ha~.- Die~el," fonds soH ~ürg~chafts­
hilfe für Investitio~sprojel.5.te leistep., aie en~­
weder über den normalen (laufenden) Erneue­
rungsbedarf hinausgehende Investitionen zur 
Anpassung oder Umstellung der Produktions­
struktur oder Erweiterungsinvestitonen umfas~ 
sen, Konzentrationen dur-ch Kooperation, Fusion 
oder Produktionsbereinigung, grundlegende 
Produktionsumstellungen, Betriebsverlegungen 
und Neugründungen, Schaffung oder bedeutende 
Erweiter-ung industr-ieller Forschungs- und Ent~ 
wicklungseinrichtungen oder Investitionsvor­
haben zur Erfüllung gesetzlicher oder behördlich 
verfügter Schutzmaßnahmen oder die Moderni~ 
siertmg und die Ausweitung bestehender sowie 
die Eniehtung neuer- Fremdenverkehrseinrich~ 
tungen, Erschließung neuer FremdenV'erkehrs~ 
zentren und die Belebung des österreichischen 
Fremdenverkehrs durch Kooperationsvorhaben 
zum Ziele haben. Daneben soll dieser Fonds 
durch einen Informations~ und Beratungsdienst 
die genannten Vorhaben aktiv fördern. Hiedurm 
soll im Rahmen der Wachstums. und Struktur, 
politik eine rasche Anpassung der österrelchi$chen 
Wirtschaft an die Dynamik der Märkte und des 
'internationalen Fremdenverkehrs erleichtel't 
werden. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
in seiner Sitzung am 14. Jänner 1969 der Vora • 

D1'. Bassetti 
Berichterstatter 

beratung unterzqgeJ;l,. Die~l!r Sitzung' wohnte 
auch Bundesminister für Finanzen Dr. Kor e n 
bei. In der Debatte ergriffen nach dem Bericht­
erstatter zunächst die Ab~eorclneten S, ehe r r e r, 
L a n c, Pet e rund Dr. Mus s i t sowie 
Bundesminister Or. Kor e n das W~rt. Hierauf 
wurde Qie Sitzung unterbroclwn. 

Nach Wiedera\{fnahme der Beratung legten 
~ie AbgeordIj.eten S q her r t: r, L !\ ri c un~ 
Pet er' eipen g~meipsamen ,Abänderungs;mtril,g 
vor, durPt welchen vor ~llelll die Kurzbezeich~ 
nun.~ ,,~opd~'~ in "GeselhPtaf1;t< geäp.dert, 
§ 3 'Z. 9 gestriGhen qnd die vom 
Gesetz unminelbar veranlaßten RegltSgeschäfte 
und Rechtsvorgänge von der Gesellschaftsteuer 
und von den StempeI- und Rechtsgebiihren be­
freit werden; weitere Abänderungen dienen der 
Einbeziehung der Versicherungsunternehmungen 
in den Kreis jener Unternehmungen, denen 
gegen4ber der Bund Nachbilrgschahen ~ber­
nehmen kann, sowie Klarstellungen des von der 
ßundesregierun.g v9r~elegten Geset4en,twurh$. 
Im Zuge &ein~r BHatung gab der Aus~I;lw~ il,\lch 
der Meinup.g Ausdruck, d:;tß zg den, im § 1 Ii!. b 
angeführten "Untern~hmungen und Einrkhtul1-
gen der ilJländis~eI} Frerpdenverkehrswirtschaft" 
au<;h Einrichtungen der Gemeinden, zum Be\spi~l 
Ge~eind«bäder, Lifte uSW'., zu zählen sind. Der 
Gesetzentwllrf wurde unter Berücksichtigung 
des Antrages der Abgeorc!neten, S ehe r r e r, 
L a n c und Pet e r eiq~tlmmig ;l.~gep.ommen, 
woraus sich der diesem B\!richt beigedruckte 
Ge~etzestext ergibt. 
p~r finall2;- und :8upgeta\!sschuß stellt somi~ 

als Ergebnis seiner a~ratung den A n t rag, der 
Nation~lra,t w911~ dem ;1 n g e s ~ h los sen e n 
G e set z ~ n t w u r f die verfass\Jngsmäßige Zu~ 
stimml,lng erteilen. . 

Wien, am U. Jänne!' 1969 

MamuQze 
Obmann 

). 

1111 der Beilagen XI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 1 von 3

www.parlament.gv.at



2 1111 der Beilagen 

'j. 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
1969, betreffend die Förderung der Finan~ 
zierung von Entwicklungs- und Erneuerungs­

investitionen 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

§ 1. Zur Erleichterung der Finanzierung von 
Entwicklungs- und Erneuerungsinvestitionen 
wird der Bundesminister für Finanzeriermäch­
tigt, namens des Bundes ·gegenüber Kreditunter­
nehmungen, Versicherungsunternehmungen und 
dem ERP-Fonds Bürgschaften (Nachbürgschaften) 
für Ausfallsbürgschaften (Vorbürgschaften) zu 
übernehmen, die die Entwicklungs- und Erneue­
rungsfonds Gesellschaft mit beschränkter Haf­
tung (im folgenden Gesellschaft genannt) für von 
diesen Kreditgebern an folgende Kreditnehmer, 
und zwar 

a) an inländische private oder verstaatlichte 
industrielle oder gewerbliche Produktions­
oder Forschungsunternehmungen und 

,b) an Unternehmungen und Einrichtungen der 
inländischen Fremdenverkehrswirtschaft, 

gewährte Darlehen und Kredite (im folgenden 
Kredite genannt) in Schillingwährung übernimmt. 

§ 2. (1) Als Vorbürgschaften sind von der 
Gesellschaft Ausfallsbürgschaften mit der Maß­
gabe zu übernehmen, daß die Gesellschaft vom 
Kreditgeber bereits dann und insoweit in An­
spruch genommen werden kann, als bei der Ver­
wertung der für den verbürgten Kredit hereinge­
nommenen Sicherheiten dieser nicht hereinge­
bracht wird. Zu den Sicherheiten, die vor Inan­
spruchnahme der Ausfallsbürgschaft zu verwer­
ten sind, gehören auch etwaige vom Kreditgeber 
hereingenommene Bürgschaften Dritter. Einbrin­
gungsmaßnahmen hinsich dich sonstiger Vermö­
genswerte des Kreditnehmers sind nicht Voraus­
setzung für die Inanspruchnahme der Gesell­
schaft durch den Kreditgeber. Im Falle der Er­
öffnung des Ausgleichs- oder Konkursverfahrens 
über das Vermögen des Kreditnehmers genügt 
zur Inanspruchname der Ges·ellschaft der Nach­
weis der vom Kreditgeber ordnungsgemäß voll­
zogenen Anmeldung der noch aushaftenden 
Kreditforderung. 

(2) Die übernommenen Nachbürgschaften haben 
nach Inhalt und Umfang den Vorbürgschaften 
zu entsprechen. Die Vorbürgschaft wird erst 
durch die übernahme der Nachbürgschaft 
rechtswirksam. Die Nachbürgschaft des Bundes 
kann erst dann und insoweit in Anspruch genom­
men werden, als eine Zahlungsverpflichtung der 
Gesellschaft aus der Vorbürgschaft gegenüber 
dem Kreditgeber eingetreten ist und' die Gesell­
schaft trotz Aufforderung durch den Kreditgeber 
innerhalb von zwei Monaten keine Zahlung 
leistet. 

§ 3. Der Bundesminister für Finanzen darf 
Nachbürgschaften gemäß § 1 für Vorbürgschaften 
der Gesellschaft nur übernehmen, wenn 

1. der. jeweils ausstehende Gesamtbetrag der 
Na,chbürgschaften einschließlich der Zinsen und 
Kosten (Gesamthaftungssumme) für Kreditneh­
mer gemäß § 1 lit. a 2000 Millionen Schilling und 
gemäß § 1 lit. h 500 Millionen Schilling nicht 
übersteigt; 

2. die Höhe des gewährten Kredites (Kredit­
summe) im Einzelfall bei Kreditnehmern gemäß 
§ 1 lit. a den Betrag von 2'5 Millionen Schilling 
und gemäß § 1 Iit. b den Betrag von 1 Million 
Schilling nicht unters,chreitet; 

3. die Vorbürgschaft der Gesellschaft im 
EinzeHall mit höchstens 80 vom Hundert der 
Kreditsumme (verbürgter Kreditteil) übernom­
men wird, wobei nach Maßgabe der übernom­
menen Bürgschaftsquote die Gesellschaft auch für 
Zinsen und Kosten .zu haften haben wird; falls 
der- gewährte Kredit als Deckung für vom 
Kreditgeber auszugebende langfristige Obliga­
tionen bestimmt oder es zufolge gesetzlicher Ver­
anlagungsvorschriften beim Kreditgeber erfor­
derlich ist,. kann die Gesellschaft die Vor­
bürgschaft bis zur vollen Höhe der Kreditsumme 
übernehmen, wenn sich der Kreditgeber oder 
eine andere Kreditunternehmung verpflichtet, im 
Falle der Inanspruchnahme der Bürgschaft die Ge­
sellschaft und den Bund nach Erfüllung der Bürg­
schaftsverpflichtungen mit mindestens 20 vom 
Hundert des Ausfalls schadlos zu halten; 

4. die Gesamtlaufzeit des Kredites (einschließ­
lich einer tilgungsfreien Anlaufzeit) 17 Jahr,e 
nicht übersteigt; 
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5. die Gesamtbelastung des Kreditnehmers aus 
der Verzinsung des Kredites einschließlich der 
Kosten für die Vorbürgschaft der Gesellschaft 
(§ 4) nicht höher ist als die Gesamtbelastung des 
Bundes aus der jeweils vor der Kreditgewährung 
im Inland letztaufgelegten Bundesanleihe zuzüg­
lich 075 vom Hundert; diese Gesamtbelastung 
des Bundes ist wie folgt zu berechnen: 

Rückzahlungskurs ahzüglich Netto­
erlös der Krediroperation in 

lOOX(Zinsfuß+ ____ H_u_nd.:..e~r..::ts:.::ä~tz:.:.en=-__ _ 

bürgschaft gegenüber dem Kreditgeber nach 
Maßgabe der vom Bundesministerium für Finan­
zen erteilten Ermächtigung im Einzelfalle. 

(3) Dem Beauftragten und seinem Stellvertreter 
steht das Recht zu, in alle Bücher, Urkunden und 
sonstigen Schriften der Gesellschaft Einsicht zu 
nehmen und an allen Sitzungen (ausgenommen 
solchen der Gesellschafterversammlung), zu 
welchen sie zeitgerecht einzuladen sind, teilzu­
nehmen und gegen Beschlüsse der Gesellschaft 
(ausgenommen solchen der Gesellschafterver-

_______ -,-___ m_i_tcl_e_re_L_a_u_fz_e_it ____ sammlung) Einspruch zu erheben, wenn sie 
Nettoerlös der K~editoperation in Hundertsätzen; finden, daß der Beschluß mit diesemBundesgesetz 
6. im Falle, daß eine vorzeitige Kündigung des in Widerspruch steht; hiedurch wird der Be­

verbürgten Kredites vereinbart ist, auch bei Kün- schluß aufgeschoben. Die Gesellschaft kann bin-
digung die prozentuelle Gesamtbelastung gemäß nen acht Tagen, gerechnet vom Zeitpunkt der Er-
Z. 5 nicht überschritten wird; hebung des Einspruches an, beim Bundesmini-

. .. .. '.' sterium für Finanzen beantragen, den Einspruch 
!. der .. Kreditnehmer .~ber hankmaß~ge ?l.ch.e;- außer Kraft zu setzen; wird ein solcher Antrag 

helte~ fur den zu verhurgen~en K~edit mcht .. 1n I nicht fristgerecht gestellt oder tritt das Bundes­
ausreichendem ~~smaß verfugt, ~he DU;chfuh-/ ministerium für Finanzen dem Einspruch bei, 
rung des Invest1tlOnsvorhabenseme ~telgerun:g dann gilt der Beschluß als aufgehoben. Falls das 
der Ertragskraft der Unternehmung Jedoch er-I Bundesministerium für Finanzen nicht binnen 
v.:arten läßt, d~rch welche zumind~st die -yer-I acht Tagen nach Einlangen des Antrages det 
Zl?Sung und. Ruckzahlung des Kredites gewahr-! Gesellschaft eine Entscheidung trifft, tritt der 
leistet erschemt; I Einspruch außer Kraft. 

8. der Kredit durch den Kreditgeher ohne Be-I (4) Für die vom Bundesministerium für Finan­
rücksichtigung der von der Gesellschaft zu über- I zen dem Beauftra'gten und s·einem Stellvertreter 
nehmenden Vorbürgschaft soweit wie möglich' zu leistende Vergütung (Funktionsgebühr) ist 
besichert wird. I der Gesellschaft die Entrichtung eine!> jeweils 

§ 4. (1) Die Gesellschaft hat mit dem Kredit- d~rch das Bundesministerium für Finan~en zu be­
nehmer zu vereinbaren, daß' dieser ihm für die ~::lmr.nenden, an den Bund zu ent~lchtende.n 
übernahme der Vorbürgschaft ein Haftungsent- jahrh0en Pa~schalbetr~ges ;orzuschrelben. Die 
gelt (Verwaltungskostenbeitrag und Bürgschafts- Funk.:lOn.sgebuhr hat. 1ll eme~. an~emessenen 
provision) zu zahlen hat. Dieses Entgelt darf ein' Verhaltms zu den mit der Tatlgkelt verbun­
Halbes vom Hundert jährlich nicht übersteigen I denen Aufwendungen zu stehen. 
und ist halbjährlich von dem noch ausstehenden' § 6. (1) Das Bundesministerium für Finanzen 
verbürgten Kreditteil zu berechnen. Es ist vom I wird ermächtigt, zu Lasten der Haushaltsjahre 
Kreditgeber für die Gesellschaft einzuheben. 11969 bis 1973 nach Maßgabe der Vorsorge in den 

(2) Für die übernahme der Nachbürgschaft des I jewei~ge~ Bu~de;fin~nz~~~tzenh.der Gese~1schaft 
Bundes ist ein Entgelt nicht zu erheben I aus un esmltte n us usse lS zum etrage 
.. . I der Verluste der Geschäftsjahre 1969 bis 1973, 

(3) Die durch dieses Bundesgesetz unmittelbar. hö hstens 'edoch 4 Millionen Schilling im einzel-
v.eranlaßten Rechtsgeschäfte und Rechtsvorgänge I ne~ Haushaltsjahr, zu gewähren. Dies hat zur 
smd von der Gesellsch~ftsteuer u~d von den I Voraussetzung, daß sid1 die Gesellschaft verpflich­
Stempel- Ul~d Rechtsgebuhren befreit. I tet, ·dem Bundesministerium für Finanzen iiber 

§ 5. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat die Höhe der aufgelaufenen Verluste und die Ver­
zur übernahme der einzelnen Nachbürgschaften I wendung der Zuschüsse jederzeit die verlangten 
einen B-eauftragten und einen Stellvertreter des: Aufklärungen, insbesondere auch im Wege der 
Beauftragten bei der Gesellschaft zu bestellen. I Einsicht .in ~ie Bücher, zu erteilen. .. 

(2) Dem Beauftragten, im Verhinderungsfalle I (2) Dl: Im ~bs. 1. ~enannten Zus0usse aus 
~einem Stellv~rtreter, obliegt insbelsondere die i Bundesmltte~n smd bel emem neu zu eroffnenden 
Prüfung der bei der Gesellschaft eingereichten finanzgesetzhchen Ansatz 1/50294 des Bundes­
Anträge hinsichtlich der Voraussetzungen für die finanzgesetzes zu verredmen. 
übernahme der Nachbürgschaft sowie die Ab- § 7. Mit der Vollziehung die:ses Bundesgesetzes 
gabe der übernahmeerklärunlj; für eine Nach-j ist das Bundesministerium für Finanzen betraut. 
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